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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. Der Bundesrat hat 
zu der Gesetzesvorlage in seiner 105. Sitzung am 24. April 1953 
gemäß Art. 76 Abs. 2 des Grundgesetzes nach Anlage 2 Stellung 
genommen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

ABSCHNITT I 

Staatsangehörigkeitsverhältnisse deutscher 
Volkszugehöriger, denen die deutsche Staats- 
angehörigkeit in den Jahren 1938 bis 1945 
durch Sammeleinbürgerung verliehen worden 
ist 

§1 

(1) Die deutschen Volkszugehörigen, denen 
die deutsche Staatsangehörigkeit auf Grund 
folgender Bestimmungen verliehen worden 
ist: 

a) Vertrag zwischen dem Deutschen Reich 
und der Tschechoslowakischen Republik 
über Staatsangehörigkeits- und Options- 
fragen vom 20. November 1938 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 895), 

b) Vertrag zwischen dem Deutschen Reich 
und der Republik Litauen über die Staats- 
angehörigkeit der Memelländer vom 
8. Juli 1939 (Reichsgesetzbl. II S. 1000), 

c) Verordnung über den Erwerb der deut- 
schen Staatsangehörigkeit durch frühere 
tschechoslowakische Staatsangehörige deut- 
scher Volkszugehörigkeit vom 20. April 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 815) in Verbin- 
dung mit der Verordnung zur Regelung 
von Staatsangehörigkeitsfragen gegenüber 
dem Protektorat Böhmen und Mahren 
vom 6. Jimi 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 308), 

d) Verordnung über die Deutsche Volksliste 
und die deutsche Staatsangehörigkeit in 
den eingegliederten Ostgebieten vom 
4. März 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 118) in 
der Fassung der Zweiten Verordnung 
über die Deutsche Volksliste und die 


deutsche Staatsangehörigkeit in den ein- 
gegliederten Ostgebieten vom 31. Januar 
1942 (Reichsgesetzbl. I S. 51), 

e) Verordnung über die Verleihung der 
deutschen Staatsangehörigkeit an die in 
die Deutsche Volksliste der Ukraine ein- 
getragenen Personen vom 19. Mai 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 321), 

sind nach Maßgabe der genannten Bestim- 
mungen deutsche Staatsangehörige geworden, 
es sei denn, daß die Verleihung der deutschen 
Staatsangehörigkeit ihrem Willen nicht ent- 
sprach und sie dies ausdrücklich erklärt haben 
(Ausschlagung). 

(2) Ehefrau und Kinder eines nach Absatz 1 
Eingebürgerten, der bis zur Eheschließung 
oder bis zur Geburt oder Legitimation der 
Kinder von seinem Ausschlagungsrecht keinen 
Gebrauch gemacht hatte, haben die deutsche 
Staatsangehörigkeit durch Eheschließung, Ge- 
burt oder Legitimation entsprechend den Vor- 
schriften der §§ 4 bis 6 des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 22. Juli 
1913 (Reichsgesetzbl. S. 583) erworben, es sei 
denn, daß sie für ihre Person diesen Erwerb 
ausschlagen. Ehefrauen, die im Zeitpunkt der 
Eheschließung die deutsche Staatsangehörig- 
keit besaßen, haben diese behalten. 

§2 

Das Ausschlagungsrecht wird nicht dadurch 
berührt, daß in der Person des Aus- 
schlagungsberechtigten ein Tatbestand einge- 
treten ist, an den sich nach deutschem Recht 
der Verlust der deutschen Staatsangehörig- 
keit knüpft. 

§3 

Die Ausschlagung hat die Wirkung, daß 
der Ausschlagende die deutsche Staatsange- 
hörigkeit durch die in § 1 Abs. 1 bezeichnete 
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Verleihung oder durch Erfüllung der In § 1 
Abs. 2 genannten Tatbestände nicht erwor- 
ben hat. 

§4 

Ist in der Person des Ausschlagungsberech- 
tigten ein Tatbestand eingetreten, an den sich 
nach deutschem Recht der Erwerb der deut- 
schen Staatsangehörigkeit durch Einbürge- 
rung, Eheschließung oder Legitimation 
knüpft, so bewirkt die Ausschlagung, daß der 
Ausschlagungsberechtigte die deutsÄe Staats- 
angehörigkeit im Zeitpunkt der Einbürge- 
rung, Eheschließung oder Legitimation er- 
worben hat. 

§5 

(1) Nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
kann die Ausschlagung nur noch bis zum 

(1 Jahr nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes) erklärt werden. 

(2) Jeder Ausschlagungsberechtigte Ist be- 
fugt, vor Ablauf der Ausschlagungsfrist auf 
das Ausschlagungsrecht zu verzichten. 


ABSCHNITT II 

Staatsangehörigkeitsverhältnisse der Personen, 
die auf Grund von Art. 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes Deutsche sind, ohne die deut- 
sche Staatsangehörigkeit zu besitzen 

§6 

(1) Wer auf Grund von Art. 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes Deutscher Ist, ohne die 
deutsche Staatsangehörigkeit zu besitzen, muß 
auf seinen Antrag eingebürgert werden, es sei 
denn, daß Tatsachen die Annahme rechtferti- 
gen, daß er die Innere oder äußere Sicherheit 
(der Bundesrepublik oder eines deutschen Lan- 
des gefährdet. 

(2) Mit der Rechtskraft des die Einbürge- 
rung ablehnenden Bescheides verliert der An- 
tragsteller die Rechtsstellung eines Deutschen. 

§ 7 

(1) Hat ein Deutscher, der die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht besitzt, das Gebiet 
des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 (Deutschland) freiwillig 
wieder verlassen und seinen dauernden 
Aufenthalt in dem fremden Staat genommen, 
aus dessen Gebiet er vertrieben worden ist, 


oder In einem anderen der in § 1 Abs. 2 
Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes genann- 
ten Staaten, so verliert er die Rechtsstellung 
eines Deutschen im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes. 

(2) Wird der dauernde Aufenthalt erst 
naA dem Inkrafttreten dieses Gesetzes naA 
Maßgabe des Absatzes 1 verlegt, so tritt der 
Verlust der ReAtsstellung eines DeutsAen 

im Zeitpunkt der Aufenthaltsverlegung ein. 

♦ 

ABSCHNITT III 

Staatsangehörigkeitsverhältnisse deutsAer 

Volkszugehöriger, die niAt Deuts Ae im 
Sinne des Grundgesetzes sind 

S 8 

(1) Ein deutsAer Volkszugehöriger, der 
niAt DeutsAer im Sinne des Grundgesetzes 
ist, aber in DeutsAland seinen dauernden 
Aufenthalt hat, und dem die RüAkehr in 
seine Heimat niAt zugemutet werden kann, 
hat einen AnspruA auf Einbürgerung naA 
Maßgabe des § 6. Wird er eingebürgert, so 
hat auA sein Ehegatte einen Einbürgerungs- 
anspruA. 

(2) Wird der dauernde Aufenthalt in 
DeutsAland naA dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes aufgegeben, so erlisAt der AnspruA 
auf Einbürgerung im Zeitpunkt der Aufgabe 
des Aufenthalts. 

S9 

Ein deutsAer Volkszugehöriger, der niAt 
DeutsAer im Sinne des Grundgesetzes ist, 
kann die Einbürgerung vom Ausland her be- 
antragen, wenn er die ReAtsstellung eines 
Vertriebenen naA § 1 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes hat oder als Aussiedler im Sinne 
des ^ 1 Abs. 2 Nr. 3 desselben Gesetzes Im 
Bundesgebiet Aufnahme finden soll. § 13 des 
ReiAs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes gilt 
entspreAend. 

ABSCHNITT IV 
Verfahrens vors Ariften 

a) Gemeinsame Vorschriften 

§ 10 

Wer das 18. Lebensjahr vollendet hat, steht 
bei Ausübung des AussAlagungsreAtes (§ 5 


3 



Abs. 1), bei Abgabe der Verzlditserkrärung 

5 Abs. 2) und bei Geltendmachung des Ein- 
bürgerungsanspruchs (§§ 6, 8) einem Voll- 
jährigen gleich. 

S 11 

(1) Wer das 18. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet hat oder wer zwar über 18 Jahre alt, 
jedoch geschäftsunfähig oder aus anderen 
Gründen als wegen Minderjährigkeit in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkt ist, wird durch 
seinen gesetzlichen Vertreter in persönlichen 
Angelegenheiten vertreten. 

(2) Der Vormund eines unehelichen Kin- 
des bedarf der Zustimmung der Mutter des 
Kindes, wenn diese die Sorge für die Person 
des Kindes ausübt. Das gilt auch, wenn der 
Vormund von dem Recht auf Ausschlagung 
und dem Anspruch auf Einbürgerung nicht 
Gebrauch machen will. Kommt eine Eini- 
gung zwischen Vormund und Mutter nicht 
zustande, so ist der Vormund verpflichtet, 
eine Entscheidung des Vormundschaftsgerichts 
herbeizuführen. 

S 12 

Die Erklärung eines Ehegatten bedarf nicht 
der Zustimmung des anderen Ehegatten. 

§ 13 

(1) Zuständig zur Entgegennahme der Aus- 
schlagungserklärungen, die nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes abgegeben werden (§ 5 
Abs. 1) und der Verzichtserklärungen (§ 5 
Abs. 2) sowie zur Einbürgerung (§§ 6, 8) ist 
die Einbürgerungsbehörde, in deren Bereich 
der Erklärende oder der Antragsteller seinen 
dauernden Aufenthalt hat. 

(2) Hat der Erklärende oder der Antrag- 
steller seinen dauernden Aufenthalt außer- 
halb Deutschlands, so ist die Einbürgerungs- 
behörde zuständig, in deren Bereich er zu- 
letzt seinen dauernden Aufenthalt gehabt hat. 

(3) Ergibt sich aus Absatz 1 oder Absatz 2 
die Zuständigkeit einer Behörde außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes oder 
hatte der Erklärende oder der Antragsteller 
niemals seinen dauernden Aufenthalt in 
Deutschland, so ist das Bundesamt für Staats- 
angehörigkeitsangelegenheiten zuständig. 

(4) Für einen unter elterlicher Gewalt ste- 
henden Minderjährigen (§11 Abs. 1) ist die 
Einbürgerungsbehörde des vertretungsberech- 
tigten Elternteils zuständig. 


(5) Eine Verbindung von Verfahren, die 
bei verschiedenen Behörden anhängig sind, ist 
im gegenseitigen Einvernehmen der beteilig- 
ten Behörden zulässig. 

b) Ausschlagung 
S 14 

(1) Die Ausschlagungserklärung muß, wenn 
sie nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ab- 
gegeben wird, zu Protokoll einer Behörde 
oder in öffentlich beglaubigter Form abge- 
geben werden. 

(2) Hat der Ausschlagungsberechtigte seinen 
dauernden Aufenthalt außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes, so kann die 
Ausschlagungserklärung zu Protokoll einer 
diplomatischen oder konsularischen Vertre- 
tung oder einer sonstigen Verbindungsstelle 
der Bundesrepublik Deutschland abgegeben 
oder von einer dieser Dienststellen beglaubigt 
werden. 

(3) Steht dem Ausschlagungsberechtigten 
keine der in Absatz 1 oder Absatz 2 genann- 
ten Möglichkeiten zur Verfügung, so genügt 
einfache Schriftform unter der Vorausset- 
zung, daß in anderer Weise nachgewiesen 
wird, daß die Unterschrift von dem Träger 
des Unterzeichneten Namens herrührt. 

§ 15 

(1) Wer ohne sein Verschulden außerstande 
war, die Ausschlagungsfrist einzuhalten, kann 
die Ausschlagungserklärung noch bis zum 
Ablauf von sechs Monaten nach Fortfall des 
Hindernisses abgeben. 

(2) Als unverschuldetes Hindernis gilt auch 
der Umstand, daß der Ausschlagungsberech- 
tigte seinen dauernden Aufenthalt in der so- 
wjetisch besetzten Zone Deutschlands, dem 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin oder 
in einem der fremd verwalteten deutschen 
Gebiete hat. 

§ 16 

Die Ausschlagungsfrist ist auch gewahrt, 
wenn die Ausschlagungserklärung innerhalb 
der Frist bei einer örtlich oder sachlich zu- 
ständigen Behörde im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder bei einer diplomatischen oder 
konsularischen Vertretung oder einer sonsti- 
gen Verbindungsstelle der Bundesrepublik 
Deutschland eingegangen ist. 



§ 17 

Ist ein Aussdilagungsbcreditigter vor Ab- 
lauf der Ausschlagungsfrist verstorben, ohne 
daß er von dem Ausschlagungsrecht Gebrauch 
gemacht hat oder darauf verzichtet hat, so ist 
jeder Verwandte auf- und absteigender Linie 
sowie der überlebende Ehegatte bei Glaub- 
haftmachung eines rechtlichen Interesses bis 
zum Ablauf der Ausschlagungsfrist befugt, 
eine Ermächtigung des zuständigen Nachlaß- 
gerichtes zu beantragen, für den Verstorbe- 
nen das Ausschlagungsrecht auszuüben oder 
darauf zu verzichten. Das Gericht muß vor 
Entscheidung über den Antrag allen Antrags- 
berechtigten Gelegenheit zur Äußerung ge- 
ben, soweit nicht zwingende Gründe entgegen- 
stehen. Auf das Verfahren finden die Vor- 
schriften des Gesetzes über die Angelegen- 
heiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1898 (Reidisgesetzbl. S. 189) An- 
wendung. 

§ 18 

Wer von seinem Ausschlagungsrecht Ge- 
brauch gemacht hat, erhält eine Urkunde des 
Inhalts, daß er die deutsche Staatsangehörig- 
keit durch die in § 1 Abs. 1 bezeichnete Ver- 
leihung oder durch Ableitung von einer so 
verliehenen deutschen Staatsangehörigkeit 
nicht erworben hat. Die Ausschlagung allein 
reicht zum Nachweis des Nichterwerbs der 
deutschen Staatsangehörigkeit nicht aus. 

§ 19 

(1) Die Ausschlagungserklärung und die 
Verzichtserklärung können wegen Irrtums 
über den Inhalt der Erklärung sowie wegen 
Zwangs oder Drohung angefochten werden. 

(2) Die Anfechtung erfolgt durch Erklä- 
rung gegenüber der nach § 13 zuständigen 
Behörde. Die Anfechtungserklärung Ist zu 
Protokoll der Behörde oder in öffentlich be- 
glaubigter Form abzugeben. 

(3) Die Anfechtungsfrist beträgt einen Mo- 
nat und beginnt mit der Kenntnis des Irr- 
tums oder mit der Beendigung der Zwangs- 
lage, frühestens jedoch mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. Sie endet spätestens sechs 
Monate nach Zustellung der Ausschlagungs- 
urkunde. 

c) Einbürgerung 

S 20 

An die Stelle der nach § 3 der Verordnung 
über die deutche StaatsangehÖfrIgkeit vom 


5. Februar 1934 (Relchsgesetzbl. I S. 85) zur 
Einbürgerung erforderlichen Zustimmung des 
Bundesministers des Innern tritt in den Fällen 
der §§ 6 und 8 die Zustimmung des Bundes- 
amts für Staatsangehörigkeitsangelegenheiten. 

§ 21 

^ (1) Die Einbürgerung (§§ 6, 8) erstreckt 
sidi auf die minderjährigen Kinder, für die 
der Eingebürgerte kraft elterlicher Gewalt 
nach § 1 1 Abs. 1 im Zeitpunkt der Einbürge- 
rung vertretungsberechtigt Ist. 

(2) Der Antragsteller ist berechtigt, die Er- 
streckungswirkung ganz oder teilweise auszu- 
schließen. Er bedarf dazu der Genehmigung 
des Vormundschaftsgerichts. 

§ 22 

(1) Waren bei einer Einbürgerung (§§ 6, 
8, 9) Tatsachen nicht bekannt, die der Ein- 
bürgerung entgegengestanden hätten, so Ist 
die Einbürgerung unwirksam, sofern nicht die 
Einbürgerungsbehörde die Voraussetzungen 
für eine Einbürgerung gemäß § 8 oder § 13 
des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes 
für gegeben erachtet. 

(2) Die Unwirksamkeit ist durch Beschluß 
auszusprechen. Der Beschluß kann nur bis 
zum Ablauf von 5 Jahren nach erfolgter Ein- 
bürgerung erlassen werden; er bedarf der Zu- 
stellung an den Betroffenen. Ist dessen Au- 
fenthalt nicht bekannt oder kann eine Zustel- 
lung, die außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes erfolgen müßte, nicht vorgenom- 
men werden, so tritt an die Stelle der Zustel- 
lung die Veröffentlichung im Bundesanzeiger. 

ABSCHNITT V 

Übergangs- und Sdilußbestimmungen 

§ 23 

Die auf diesem Gesetz beruhenden Verfah- 
ren sind gebührenfrei. 

§ 24 

Solange das Bundesamt für Staatsangehö- 
rigkeitsangelegenhelten noch nicht besteht, 
werden seine Aufgaben vom Bundesminister 
des Innern wahrgenommen. 

§ 25 

§ 13 gilt, soweit er die örtliche Zuständig- 
keit regelt, auch für die Staatsangehörlgkelts- 
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angelegenhelten des Reichs- und Staatsange- 
hörigkeitsgesetzes. 

§ 26 

Die Verordnung zur Regelung von Staats- 
angehörigkeitsfragen vom 20. Januar 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 40) wird aufgehoben. 

§ 27 

Die deutsche Staatsangehörigkeit „auf Wi- 
derruf“ steht der deutschen Staatsangehörig- 
keit gleich, soweit nicht bis zum 8. Mai 1945 


B e g r ü 

Zu Absdinitt I 

Das Deutsche Reich hat in den Jahren 1938 
bis 1945 im Anschluß an die Erweiterung 
seiner Grenzen der Volksdeutschen Bevölke- 
rung der annektierten Gebiete die deutsche 
Staatsangehörigkeit durch Sammeleinbürge- 
rung verliehen. 

Die Rechtswirksamkeit dieser Sammeleinbür- 
gerungen ist umstritten. 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) führt 
in einer Entscheidung vom 28. Mai 1952 
(1 BvR 213/51) aus, „daß aus der Unwirk- 
samkeit der nach dem 31. Dezember 1937 
vorgenommenen Annexionen auf Grund der 
gesamten Umstände nicht die Folgerung ge- 
zogen werden könne, daß alle mit den An- 
nexionen zusammenhängenden Zwangsver- 
leihungen der deutschen Staatsangehörigkeit 
als nichtig zu betrachten seien.“ Es stellt viel- 
mehr darauf ab, ob der Staat, dessen Gebiet 
annektiert wurde, die Eingebürgerten als 
seine Staatsangehörigen in Anspruch nimmt; 
bei Nichtinanspruchnahme erklärt das BVerfG 
die Einbürgerung dann für rechtswirksam, 
wenn sie dem Willen des Betroffenen ent- 
sprach und er diesen Willen nach dem 8. Mai 
1945 zum Ausdruck gebracht hat oder bringt. 
Demgemäß hat das BVerfG die deutsche 
Staatsangehörigkeit eines Volksdeutschen aus 
dem Gebiete des ehemaligen Protektorats be- 
jaht, weil der wiedererstandene tschechoslo- 
wakische Staat diejenigen seiner früheren 
Staatsbürger, die deutsAer Volkszugehörig- 


von dem Widerrufsrecht Gebrauch gemacht 
worden Ist. 

S 28 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin Im Finanzsystem des Bundes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 29 

Dieses Gesetz tritt am 

In Kraft. 


düng 

keit sind und denen die deutsche Staatsange- 
hörigkeit anläßlich der Annexion tschechoslo- 
wakischer Gebiete verliehen worden ist, von 
der Wiederverleihung der tschechoslowaki- 
schen Staatsangehörigkeit ausgeschlossen, also 
ausdrücklich nicht In Anspruch genommen 
hat (Dekret des Präsidenten der Tschecho- 
slowakischen Republik vom 2. August 1945) 
und es daher ausschließlich auf den Willen 
des Betroffenen ankam. 

Der gleiche Sachverhalt ist für die volksdeut“ 
sehen Bewohner der eingegliedert gewesenen 
Gebiete Polens gegeben. Der neue polnische 
Staat hat sie ausdrücklich nicht In Anspruch 
genommen, sondern hat durch Gesetz vom 
6. Mai 1945 betreffend die Ausschließung von 
feindlichen Elementen aus der polnischen 
Volksgemeinschaft alle Personen, die In eine 
der 4 Abteilungen der Deutschen Volksliste 
eingetragen worden sind, vom Erwerb der 
polnischen Staatsangehörigkeit ausgenommen. 
Er hat darüber hinaus durch Dekret vom 
13. September 1946 betreffend den Ausschluß 
von Personen deutscher Nationalität aus der 
polnischen Volksgemeinschaft die polnische 
Staatsangehörigkeit allen entzogen, „die nadi 
Vollendung des 18. Lebensjahres durch Ihr 
Verhalten ilye nationale deutsche Eigenart 
bewiesen haben.“ Daß eine weitere Bestim- 
mung des Gesetzes vom 6. Mai 1945 den in 
Abteilung 2, 3 und 4 der Deutschen Volks- 
liste eingetragenen Personen die Möglichkeit 
gibt, die erneute Verleihung der polnischen 
Staatsangehörigkeit nachzusuchen, ändert an 
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der Tatsache der Ausbürgerung nichts. Für 
die in den 4 Abteilungen der Deutschen 
Volksliste eingetragenen Personen hängt dem- 
nach die Rechtswirksamkeit ihrer kollektiven 
Einbürgerung von dem damaligen Willen des 
einzelnen ab, für dessen Bekundung jetzt 
Raum ist. 

Was die Sammeleinbürgerungen der Bewoh- 
ner der Sudetengebiete und des Memellandes 
anbetrifft, so unterscheiden sie sich Insofern 
von den anderen Sammeleinbürgerungen, als 
sie im Rahmen zwischenstaatlicher Verträge 
erfolgt sind und die ihnen zugrundeliegenden 
Gebietsabtretungen völkerrechtliche Anerken- 
nung gefunden haben. Dieser Unterschied 
kommt jedoch insofern nicht zur Auswir- 
kung, als auch diese beiden Gruppen deut- 
sdier Volkszugehöriger von ihren Helmat- 
staaten nicht in Anspruch genommen werden, 
so daß auch bei ihnen die Wirksamkeit der 
Einbürgerung ausschließlich vom Willen des 
einzelnen abhängt. 

Für die Bevölkerung Danzigs kann die Vor- 
frage, ob sie von Ihrem Helmatstaat in An- 
sprudi genommen wird, zur Zeit nicht 
beantwortet werden. Das Gebiet der Freien 
Stadt Danzig ist durch das Potsdamer 
Abkommen bis zum Friedensvertrag der Ver- 
waltung Polens unterstellt worden. Daß die 
Danziger Bevölkerung, soweit sie in die deut- 
sche Volksliste eingetragen war, durch das be- 
reits erwähnte polnische Gesetz vom 6. Mai 
1945 aus der polnischen Volksgemeinschaft 
ausgeschlossen worden Ist, Ist rechtlich uner- 
heblich. Eine völkerrechtlich handlungsfähige 
Danziger Regierung, die die Danziger in An- 
spruch nehmen könnte. Ist gegenwärtig nicht 
vorhanden. Solange aber eine Inanspruch- 
nahme nicht vorliegt, erscheint es nicht an- 
gängig, den kollektiv eingebürgerten Danzi- 
gern, die deutsche Staatsangehörige zu sein 
wünschen, die Anerkennung dieses Status 
vorzuenthalten. 

Die Sammeleinbürgerungen, die sich auf Be- 
wohner westlicher Gebiete beziehen, sollen 
im Rahmen des Staatsangehörigkeitsbereini- 
gungsgesetzes unberücksichtigt bleiben, weil 

a) die Verordnung über die Staatsangehörig- 
keit Im Elsaß, in Lothringen und in Lu- 
xemburg vom 23. August 1942 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 533) durch das AHK-Gesetz 
Nr. 12 vom 19. November 1949 für von 
Anfang an null und nichtig erklärt wurde, 

b) die Verordnung über die Staatsangehörig- 
keit der Bewohner von Eupen, Malmedy 


und Moresnet vom 29. September 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 584) Gegenstand von 
Verhandlungen mit Belgien ist. 

Auch mit Österreich und Jugoslawien ist eine 
vertragliche Regelung geplant. 

Zu S 1 Abs. 1 

Die rechtliche Würdigung, die die Sammelein- 
bürgerungen durch das BVerfG erfahren ha- 
ben, soll durch den vorliegenden Gesetzent- 
wurf allgemeinverbindliche Kraft erhalten. 
Der Wille des einzelnen kommt dadurch zur 
Geltung, daß ein bisher nicht erklärter ent- 
gegengesetzter Wille jetzt noch geäußert wer- 
den kann (Ausschlagung), aber auch inner- 
halb einer bestimmten Frist (vgl. § 5 Abs. 1) 
geäußert werden muß. 

Da nach den seit 1945 gesammelten Erfah- 
rungen angenommen werden muß, daß der 
weitaus überwiegende Teil der Erklärungsbe- 
rechtigten die deutsche Staatsangehörigkeit 
erwerben wollte, wird zur Vermeidung jeden 
vermeidbaren Verwaltungsaufwands für die 
Äußerung des Individuellen Willens der Weg 
gewählt, daß diejenigen eine Erklärung abzu- 
geben haben, die die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit nicht erwerben wollten. 

Zu § 1 Abs. 2 

In den 10 bis 14 Jahren, die seit den Sammel- 
einbürgerungen verstrichen sind, sind außer- 
ordentlich oft Tatbestände verwirklicht wor- 
den, die nach deutschem Staatsangehörigkeits- 
recht die Übertragung der deutschen Staats- 
angehörigkeit auf Ehefrauen und Kinder zur 
Folge haben (Eheschließung, Geburt, Legiti- 
mation). 

Schon die Tatsache, daß die Sammeleinbürge- 
rungen fast ausnahmslos Personen erfaßt ha- 
ben, die später als Flüchtlinge oder Vertrie- 
bene in die ganze Welt verstreut wurden, so 
daß Ihre Angehörigen oft nicht erfahren kön- 
nen, ob sie von ihrem Ausschlagungsrecht Ge- 
brauch gemacht haben, macht es notwendig, 
die Staatsangehörigkeit der Ehefrauen und 
der Kinder von der ihres kollektiv eingebür- 
gerten Ehemannes oder Vaters (bei unehe- 
lichen Kindern der Mutter) unabhängig zu 
gestalten. Unerläßlich erscheint eine solche 
Regelung In -Fällen, in denen der Ehemann 
oder Vater (die Mutter) nicht mehr am Le- 
ben oder vermißt ist und sich daher nicht 
erklären kann, oder In Fällen der Scheidung 
der Ehe oder des Getrenntlebens der Ehe- 
gatten. 
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Aus diesen Erwägungen heraus knüpft das 
Gesetz bei Ehefrau und Kindern eines kollek- 
tiv Eingebürgerten den Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit an die Eheschließung, Ge- 
burt oder Legitimation ohne Rücksich darauf, 
ob der Eingebürgerte später von seinem Aus- 
schlagungsrecht Gebrauch gemacht hat, gibt 
Ihnen aber ein eigenes Ausschlagungsrecht. 
Hatte der Eingebürgerte bereits früher aus- 
geschlagen, so war damit die Möglichkeit 
eines Erwerbs der deutschen Staatsangehörig- 
keit durch Ehefrau und Kinder von vorn- 
herein entfallen. 

Zu §2 

Auch wer inzwischen einen Tatbestand er- 
füllt hat, der nach den jeweils geltenden Ge- 
setzen den Verlust der deutschen Staatsange- 
hörigkeit zur Folge hatte, kann ein Interesse 
daran haben, die deutsche Staatsangehörigkeit 
nie erworben zu haben. Ihm muß daher die 
Möglichkeit der Ausschlagung belassen wer- 
den. In Betracht kommen Verlusttatbestände 

a) des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeset- 
zes (Eheschließung mit einem Ausländer, 
Legitimation durdi einen Ausländer, Ent- 
lassung, Erwerb einer fremden Staatsan- 
gehörigkeit auf Antrag bei fehlendem 
Wohnsitz im Inland), 

b) des Gesetzes über den Widerruf von Ein- 
bürgerungen und die Aberkennung der 
deutschen Staatsangehörigkeit vom 14. 
Juli 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 480), 

c) der 11. Verordnung zum Reichsbürgerge- 
setz vom 25. November 1941 (Reichsge- 
setzbl. I S. 722). 

Zu § 3 

Durch die Ausschlagung wird nicht etwa eine 
bestehende deutsche Staatsangehörigkeit rück- 
wirkend vernichtet, es wird vielmehr ledig- 
lich klargestellt, daß mangels Einverständnis- 
ses des Betroffenen die deutsche Staatsange- 
hörigkeit durch die Sammeleinbürgerung oder 
Im Zusammenhänge mit dieser durch Ehe- 
schließung, Geburt oder Legitimation nicht 
erworben worden ist. Spätere Erwerbsgründe 
wie z. B. Einzeleinbürgerung bleiben unbe- 
rührt (vgl. Begründung zu § 4). 

Zu § 4 

Die Ungewißheit über die Staatsangehörig- 
keit der kollektiv Eingebürgerten sowie ihrer 
Ehefrauen und Kinder hat in einer Reihe von 


Fällen, in denen die Klärung der Staatsange- 
hörigkeit nicht abgewartet werden konnte, 
z. B. weil ein Reisepaß unbedingt erforderlich 
war oder eine Ernennung zum Beamten be- 
vorstand, dazu geführt, daß vorsorglich Ein- 
zeleinbürgerungen vorgenommen worden 
sind. 

Wenn auch anzunehmen Ist, daß diese Perso- 
nen in der Regel von ihrem Ausschlagungs- 
recht keinen Gebrauch machen werden, so 
kann doch nicht verkannt werden, daß man- 
che unter Ihnen trotz des nach dem 8. Mai 
1945 gestellten Antrages auf Verleihung der 
deutschen Staatsangehörigkeit die Kollektiv- 
einbürgerung durch das damalige Deutsche 
Reich nicht gewollt haben. 

In einer anderen Reihe von Fällen haben Frau- 
en nach ihrer Sammeleinbürgerung einen 
deutschen Staatsangehörigen geheiratet, des- 
sen deutsche Staatsangehörigkeit nicht auf 
einer Sammeleinbürgerung beruht, oder sind 
Kinder nach Ihrer Sammeleinbürgerung von 
einem solchen deutschen Staatsangehörigen le- 
gitimiert worden, haben also Tatbestände ver- 
wirklicht, die den Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit kraft Gesetzes zur Folge 
haben. 

Um jeden Zweifel daran auszuschließen, daß 
diese Erwerbstatbestände des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes zur Auswirkung 
kommen, wenn die zeitlich frühere kollektive 
Verleihung der deutschen Staatsangehörigkeit 
ausgeschlagen wird, wird diese Rechtsfolge im 
Gesetz ausdrücklich ausgesprochen. 

Zu § 5 Abs. 1 

Um in absehbarer Zeit endgültig Klarheit dar- 
über zu schaffen, wer von den Sammeleinge- 
bürgerten deutscher Staatsangehöriger ist, 
muß eine Frist gesetzt werden, innerhalb de- 
rer ein der Einbürgerung entgegenstehender 
Wille zum Ausdruck gebracht werden muß. 
Schon um dieser Fristsetzung willen bedarf es 
des Bereinigungsgesetzes. 

Das Gesetz kann sich aber nicht darauf be- 
schränken, den Termin festzusetzen, bis zu 
dem Ausschlagungserkrärungen abgegeben 
werden können, sondern muß auch früheren 
ausdrücklichen Zurückweisungen der kollek- 
tiv verliehenen deutschen Staatsangehörigkeit 
die Bedeutung von Ausschlagungserklärungen 
beimessen. 

Schon in der Vergangenheit haben Sammel- 
eingebürgerte die ausdrückliche Feststellung 
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begehrt, daß sie nicht deutsche Staatsangehö- 
rige geworden seien. Solchen Anträgen ist 
auch wiederholt entsprochen worden. Seit der 
Entscheidung des BVerfG sind die Staatsange- 
hörigkeitsbehörden darin übereingekommen, 
Bescheinigungen über den Nichterwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit durch Sammel- 
einbürgerung unter Zugrundelegung der Stel- 
lungnahme des BVerfG zu erteilen. Um zu 
vermeiden, daß der Inhaber einer derartigen 
Negativbescheinigung die Ausschlagungsfrist 
unbenutzt verstreichen läßt und infolgedessen 
durch das vorliegende Gesetz deutscher Staats- 
angehöriger würde, obwohl dies seinem Wil- 
len nicht entspricht, kann nicht darauf ver- 
zichtet werden, ausdrückliche Erklärungen der 
Vergangenheit als vorweggenommene Aus- 
schlagung zu werten. 

Auf der anderen Seite erscheint es erforder- 
lich, nur einer ausdrücklichen und unmittel- 
baren Ablehnung der Sammeleinbürgerung 
die Bedeutung der Ausschlagung beizumessen 
und mittelbare Erklärungen oder ein konklu- 
dentes Verhalten auszuschließen. Die früher 
mehrfach vertretene Auffassung, daß die Sam- 
meleinbürgerungen rechtsunwirksam gewesen 
seien, hat dazu geführt, daß viele Sammelein- 
gebürgerte sich Fremdenpässe oder Ausweis- 
papiere als Staatenlose geben lassen mußten, 
wenn sie nicht länger ohne Personalpapiere 
bleiben konnten. Ihre Erklärungen können 
nicht als Ausschlagung gewertet werden. 

Das Gleiche gilt für Ausschlagungserklärun- 
gen der Ehefrau und der Kinder eines kollek- 
tiv Eingebürgerten (§ 1 Abs. 2). 

Zu § 5 Abs. 2 

Der einzelne Ausschlagungsberechtigte kann 
ein begründetes Interesse daran haben, daß 
seine Staatsangehörigkeitsverhältnisse alsbald 
endgültig klarliegen und daß er nicht erst den 
Ablauf der Ausschlagungfrist abwarten muß. 


Zu Abschnitt II 

Unter den Flüchtlingen und Vertriebenen, 
die im Gebiet des Deutschen Reiches nach 
dem Stande vom 31. Dezember 1937 Auf- 
nahme gefunden haben, gibt es eine nicht un- 
beträchtliche Zahl von Personen, die die deut- 
sche Staatsangehörigkeit nicht besitzen, aber 
deutscher Volkszugehörigkeit sind und im 
Zusammenhang mit den Ereignissen des 2. 
Weltkrieges ihre Heimat verlassen mußten. 


Teilweise sind sie von ihrem Helmatstaat 
ausgebürgert worden, teilweise sehen sie sich 
nicht in der Lage, sich dem Schutz ihres 
Helmatstaates zu unterstellen. Es handelt sich 
u. a. um Vertriebene und Flüchtlinge aus 
Ungarn, Rußland, den baltischen Staaten, Ru- 
mänien, Bulgarien, Jugoslawien, Eupen-Mal- 
medy, Luxemburg und Elsaß-Lothringen. 

Das Grundgesetz hat in Art. 116 Abs. 1 für 
diese Personen, die mangels eines Friedens- 
vertrages andernfalls ohne Schutzmacht wä- 
ren, einen besonderen Status geschaffen, näm- 
lich den des Deutschen, der die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht besitzt. Es hat aber 
diese Regelung als vorläufige gekennzeichnet, 
indem es ausdrücklich eine anderweitige ge- 
setzliche Regelung Vorbehalten hat. Abschnitt 
II leitet diese anderweitige Regelung ein. 

Zu § 6 

Da das Grundgesetz die Deutschen, die die 
deutsche Staatsangehörigkeit nicht besitzen, 
weitgehend wie deutsche Staatsangehörige be- 
handelt, erscheint es geboten, denen, die es 
wünschen, grundsätzlich die deutsche Staats- 
angehörigkeit zu verleihen. Daher wird ihr 
Einbürgerungsantrag nicht wie alle sonstigen 
Einbürgerungsanträge dem Ermessen der 
Staatsangehörigkeitsbehörden unterworfen; 
vielmehr wird ihnen, soweit nicht Gründe der 
inneren oder äußeren Staatssicherheit entge- 
genstehen, ein Einbürgerungsanspruch einge- 
räumt. 

Wer aus derartigen Gründen vom Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit ausgeschlos- 
sen werden muß, kann die Rechte eines Deut- 
schen im Sinne des Grundgesetzes und damit 
alle staatsbürgerlichen Rechte (aktives und 
passives Wahlrecht) nicht länger zugebilligt 
bekommen. Daher sieht der Entwurf vor, 
daß mit der Rechtskraft des die Einbürgerung 
ablehnenden Bescheides die Rechtsstellung 
eines Deutschen im Sinne des Grundgesetzes 
endet. Art. 16 GG steht dieser Bestimmung 
nicht entgegen; er betrifft nur die deutsche 
Staatsangehörigkeit, gilt also nicht für Deut- 
sche, die die deutsche Staatsangehörigkeit 
nicht besitzen. 

Zu §7 

Eine nicht unbeachtliche Zahl von Personen 
deutscher Volkszugehörigkeit, die als Flücht- 
linge oder Vertriebene während des Krieges 
oder unmittelbar nach dem Zusammenbruch 
in Deutschland Aufnahme gefunden hatten, 
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haben Deutschland später wieder verlassen. 
Die bereits erwähnte Bewertung der Rechts- 
stellung eines Deutsdien ohne deutsche Staats- 
angehörigkeit als Status hat zur Folge, daß 
diese Rechtsstellung durch Verlegung des 
ständigen Aufenthalts in das Ausland eben- 
sowenig verloren geht wie die deutsche Staats- 
angehörigkeit. Anders steht es, wenn Flücht- 
linge oder Vertriebene In ihren Heimatstaat 
zurückkehren oder ihren dauernden Aufent- 
halt in ein anderes Land verlegen, aus dem 
Personen wegen Ihrer deutschen Volkszuge- 
hörigkeit vertrieben wurden; sie sind dann 
nicht länger „Flüchtlinge“ oder „Vertrie- 
bene“, ganz abgesehen von dem durch eine 
solche Abwanderung im Zweifel bekundeten 
Verzicht auf die deutsche Volkszugehörigkeit. 


Zu Abschnitt III 

Zu § 8 

Der Begriff „Vertriebener“, der durch das 
Bundesvertriebenengesetz mit Verbindlichkeit 
auch für Art. 116 Abs. 1 GG ausgelegt wer- 
den soll, umfaßt nach dem Entwurf des Bun- 
desvertriebenengesetzes nicht solche Volks- 
deutschen Bewohner Deutschlands, die sich 
schon vor dem 2. Weltkrieg oder ohne Zu- 
sammenhang mit ihm in Deutschland nieder- 
gelassen haben, aber aus Gebieten stammen, 
aus denen sie wegen ihrer deutschen Volkszu- 
gehörigkeit hätten fliehen müssen oder ver- 
trieben worden wären, wenn sie nicht schon 
vorher das Land verlassen hätten. Da auch sie 
nicht in die Heimat zurückkehren können, 
wäre es unbillig, sie bezüglich der Möglichkeit 
des Erwerbs der deutschen Staatsangehörig- 
keit schlechter zu stellen als ihre Landsleute, 
die zunächst in der Heimat geblieben waren. 

Zu^9 

Schließlich dürfen die deutschen Volkszuge- 
hörigen nicht unberücksichtigt bleiben, die 
auf ihrem Fluchtwege nicht bis in das Gebiet 
des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 gekommen sind oder die 
noch keine Ausreisebewilligung erhalten ha- 
ben. Auch sie sollen die Möglichkeit haben, 
die Verleihung der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit zu beantragen. § 13 RuStAGesetz er- 
öffnet die Möglichkeit der Stellung eines Ein- 
bürgerungsantrages vom Ausland her nur für 
solche Personen, die selbst oder deren Vor- 
fahren früher einmal deutsche Staatsangehö- 
rige gewesen sind. Die Verordnung des Mi- 


nisterrats für die Reichsverteidigung vom 
20. Januar 1942 (Relchsgesetzbl. I S. 40), die 
die Befugnis zur Antragstellung vom Aus- 
land her auf jedermann erstreckt, ist In ihrer 
Rechtswirksamkeit umstritten; sie wird in 
§ 26 dieses Entwurfs aufgehoben. Daher ist 
In den erwähnten Fällen die ausdrückliche 
Zulassung der Antragstellung vom Ausland 
her geboten. 

Das gemäß § 9 beantragte Einbürgerungsver- 
fahren richtet sich nicht nach den Sondervor- 
schriften dieses Gesetzes, sondern nach dem 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz. Nur 
§ 22 dieses Gesetzes (Nichtigkeit der Einbür- 
gerung) ist auch für die Verfahren gemäß 
§ 9 ausdrücklich für anwendbar erklärt wor- 
den (vgl. Begründung zu $ 22). 


Zu Abschnitt IV 

a) Gemeinsame Vorschriften 

Zu § 10 

Es entspricht völkerrechtlicher Übung, in 
Staatsangehörigkeitsangelegenhelten, die mit 
einem Gebietshoheitswechsel Zusammenhän- 
gen, von der Vollendung des 18. Lebens- 
jahres ab ein selbständiges Erklärungsrecht 
einzuräumen (vgl. die im Anschluß an den 
1 . Weltkrieg geschlossenen Optionsabkom- 
men, z. B. das Oberschlesienabkommen). 

Dazu kommt, daß eine nicht unbeachtliche 
Zahl von Personen, denen durch dieses Ge- 
setz das Ausschlagungsrecht oder ein An- 
spruch auf Einbürgerung gewährt wird, in 
der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands 
und in anderen sowjetisch beherrschten oder 
sowjetisch beeinflußten Gebieten leben und 
daß in allen diesen Gebieten die Volljährig- 
keitsgrenze auf das 18. Lebensjahr herab- 
gesetzt ist. Das bedeutet, daß dort Personen, 
die über 18 Jahre alt sind, einen gesetzlichen 
Vertreter nicht mehr haben und daher die 
Möglichkeit haben müssen, die erforderlichen 
Erklärungen selbst abzugeben. 

Zu§ 11 

Obwohl die Staatsangehörigkeit beachtliche 
Auswirkungen auf das Vermögen haben 
kann, geht die allgemeine Auffassung dahin, 
daß in Angelegenheiten der Staatsangehörig- 
keit die persönlichen Interessen so sehr über- 
wiegen, daß in den Fällen gesetzlicher Ver- 
tretung allein der Vertreter in persönlichen 
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Angelegenheiten zuständig Ist. Es erschien er- 
forderlich, diese Rechtsauffassung, soweit die 
Geltendmachung des Einbürgerungsanspruches 
auf Grund dieses Gesetzes und die Ausübung 
des Ausschlagungrechtes In Betracht kommen, 
durch eine ausdrückliche Vorschrift zu be- 
stätigen. 

Auch die Einschaltung der nicht vertretungs- 
berechtigten unehelichen Mutter Ist nur eine 
konsequente Durchführung des Gedankens, 
daß die persönlichen Interessen des Ver- 
tretenen überwiegen. 

Zu § 12 

Die Regelung entspricht dem Grundsatz der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau (Art. 
3 Abs. 2 GG). 

Zu § 13 

1 . Die Regelung der örtlichen Zustän- 
digkeit entspricht grundsätzlich der des gel- 
tenden Staatsangehörigkeitsrechtes; d. h. zu- 
ständig ist; 

1. die Staatsangehörigkeitsbehörde, in deren 
Bereich der Ausschlagungsberechtigte oder 
der Einbürgerungsbewerber zur Zelt der 
Abgabe der Erklärung seinen dauernden 
Aufenthalt hat, 

2. bei Aufenthalt des Ausschlagungsberech- 
tigten oder des Einbürgerungsbewerbers 
außerhalb des Deutschen Reiches nach 
dem Stande vom 31. Dezember 1937 die 
Staatsangehörigkeitsbehörde seines letzten 
inländisdien dauernden Aufenthalts. 

Die nach diesen Bestimmungen zuständige 
Behörde wird in einer großen Zahl von Fäl- 
len außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes liegen, sei es in der sowjetisch besetzten 
Zone einschließlich des sowjetisch besetzten 
Sektors von Berlin, sei es In den im Osten und 
Westen Deutschlands fremder Verwaltung 
unterliegenden Gebieten. Außerdem haben 
Infolge der Beschränkung Deutschlands auf 
seine Grenzen vom 31. Dezember 1937 die 
Flüchtlinge und Vertriebenen aus den wieder- 
ausgegliederten Gebieten keine zuständige 
Staatsangehörigkeitsbehörde mehr, es sei 
denn, daß sie im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes Aufnahme gefunden haben. 

Für die verhinderten Behörden so lange 
stellvertretend tätig zu werden, wie sie ver- 
hindert sind, und für die nicht mehr vorhan- 
denen Behörden ersatzweise einzutreten, 
kann — jedenfalls in Angelegenheiten der 


deutschen Staatsangehörigkeit — nur Auf- 
gabe des Bundes selbst sein. Die Bundes- 
länder werden in ihrem Recht, die Bun- 
desgesetze als eigene Angelegenheit auszu- 
führen (Art. 84 Abs. 1 GG), nicht berührt, 
weil die Antragsteller, für die eine Bundes- 
zuständigkeit begründet wird, durchweg Per- ■ 
sonen sind, die zu keinem der Bundesländer 
in einer nach dem geltenden Recht rechts- 
erheblichen Beziehung stehen. Es handelt sich 
vielmehr um überregionale Verwaltungsakte. 
Die Aufgaben, die im Rahmen der Stellver- 
tretung für verhinderte und des Eintretens 
für nicht mehr vorhandene Behörden dem 
Bundesminister des Innern anfallen, sind 
außerordentlich umfangreich und nicht mini- 
sterieller Art. Es bedarf daher der Einrich- 
tung einer Bundesoberbehörde, die durch be- 
sonderes Gesetz geschaffen werden soll. 
Wegen der Übergangsregelung wird auf § 24 
Bezug genommen. 

Im übrigen weicht die In § 13 vorgesehene 
Zuständigkeitsregelung von der geltenden nur 
in einem Punkte ab. Die geltende Regelung 
geht dahin, daß in den Fällen, In denen der 
Beteiligte selbst nie im Inland gelebt hat, die 
Staatsangehörigkeitsbehörde der letzten In- 
ländischen Niederlassung eines Elternteils 
und, wenn auch beide Elternteile nie im In- 
lande gelebt haben, die Staatsangehörigkeits- 
behörde der letzten inländischen Niederlas- 
sung eines Großelternteils usw. zuständig ist. 
§ 13 sieht dagegen von einem Zurückgehen' 
auf die Vorfahren ab. 

Diese abweichende Regelung beruht u. a. auf 
der Erwägung, daß bei den verworrenen Ver- 
hältnissen der Kriegs- und Nachkriegszeit 
viele Beteiligte gar nicht in der Lage sind, 
darüber Auskunft zu geben, ob einer ihrer 
Vorfahren im Bundesgebiet oder in Berlin ge- 
lebt hat, von näheren Angaben ganz zu 
schweigen. Nachweise für die Richtigkeit 
etwaiger Angaben können wegen der Ver- 
nichtung der Meldeunterlagen zahlreicher 
Orte vielfach nicht erbracht werden. Außer- 
dem ist es sehr wohl denkbar, daß ein An- 
tragsteller verschweigt, daß Vorfahren Im 
Bundesgebiet oder in Berlin leben oder ge- 
lebt haben. Es erscheint aber nicht vertretbar, 
eine Zuständigkeitsregelung aufrechtzuerhal- 
ten, von der feststeht, daß sie in erheblichem 
Umfange nicht gehandhabt werden kann 
oder der Willkür unterliegt. 

Die geltende Regelung läßt überdies den Ab- 
kömmlingen freie Wahl zwischen dem Zu- 
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rückgehen auf den Vater und dem Zurück- 
gehen auf die Mutter usw., so daß es z. B. 
Vorkommen kann, daß von zwei im Ausland 
lebenden Brüdern der eine sich an den letzten 
inländischen Wohnsitz des Vaters und der 
andere an den letzten inländischen Wohnsitz 
der Mutter wendet und beide Behörden ihre 
Zuständigkeit bejahen müssen. 

Audi darf nidht außer acht gelassen werden, 
daß die abnehmende Seßhaftigkeit der Bevöl- 
kerung,, bedingt durch die Enge des deutschen 
Raumes einerseits und durch das verkehrs- 
tedinisdhe Heranrücken der fremden Länder 
und Erdteile andererseits, und die Auflocke- 
rung der Familientradition die geltenden Be- 
stimmungen insoweit als nidht mehr zeitge- 
mäß erscheinen lassen. 

Der Einwand, daß am Niederlassungsort der 
Vorfahren Material vorhanden sein könnte, 
das durch die Bundesbehörde erst herange- 
schafft werden müßte. Ist nicht stichhaltig. 
Die Notwendigkeit der Heransdhaffung von 
Material anderer Staatsangehörigkeitsbehör- 
den dürfte bei der geltenden Zuständigkeits- 
regelung nidht seltener gegeben sein als bei 
der in § 13 vorgeschlagenen Regelung; denn 
Erkenntnisquellen finden sidh nicht nur an 
den Niederlassungsorten von Vorfahren, son- 
dern auch an den Aufenthaltsorten von Ge- 
schwistern oder Abkömmlingen, und diese 
können unter Umständen weit ergiebiger 
sein. Abgesehen davon dürften Aktenanfor- 
derungen weniger Zeit und Arbeitskraft in 
Anspruch nehmen als die Ermittlung des 
Aufenthalts eines oder mehrerer Vorfahren, 
die dem eigentlldhen Verfahren erst voran- 
gehen muß. Für Fälle, In denen am Ort des 
gegenwärtigen oder letzten Aufenthalts von 
Vorfahren im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
maßgebliche Anknüpfungspunkte gegeben 
sind, bietet Absatz 5 die Möglichkeit, die 
dann sinnvolle bisherige Regelung anzuwen- 
den und die Zuständigkeit der Staatsange- 
hörigkeitsbehörde am Aufenthaltsort von 
Vorfahren zu begründen (vgl. Nr. 1 a. E.). 
Für den Bereldh des Staatsangehörigkeitsbe- 
reinigungsgesetzes muß außerdem bedacfit 
werden, daß vermutlich nodh Generationen 
vor der Notwendigkeit stehen werden, zu 
beweisen, ob von den außerordentlichen 
Rechten dieses Gesetzes Gebrauch gemacht 
worden Ist oder nicht. Auch Bund und Län- 
der müssen ein starkes Interesse daran haben, 
durch eine eindeutige Zuständigkeitsregelung 
dazu beizutragen, daß die Unterlagen für die 
auf Grund des vorliegenden Gesetzes anhän- 


gig gewordenen Verfahren auffindbar sind. 
Deswegen kann sich die Zuständigkeit nicht 
nach dem zufälligen, vielleicht nur sehr kur- 
zen Aufenthalt irgendeines Vorfahren in 
einem Bundesland richten. 

Um zu verhindern, daß ein Elternteil seine 
eigene Ausschlagungserklärung oder seinen 
eigenen Einbürgerungsantrag bei einer ande- 
ren Behörde einzureichen hat als die Aus- 
schlagungserklärung oder den Einbürgerungs- 
antrag für das von Ihm vertretene Kind, 
wird — In Abweichung von der allgemeinen 
Zuständigkeitsregelung — In Absatz 4 be- 
stimmt, daß für ein gemäß § 11 Abs. 1 ver- 
tretenes Kind dieselbe Behörde zuständig Ist 
wie für den Elternteil, durch den es vertreten 
wird. Für diese Ausnahmeregelung war auch 
der Gesichtspunkt maßgebend, daß für beide 
Verfahren dieselben Beweismittel und ge- 
gebenenfalls dieselben Nachforschungen er- 
forderlich sein dürften. 

Vorsorglich wird ferner in Absatz 5 die Ver- 
bindung mehrerer bei verschiedenen Behör- 
den anhängiger Verfahren ermöglicht, weil es 
auch In anderen Fällen als denen der Ver- 
tretung durch den Inhaber der elterlichen Ge- 
walt zweckdienlich sein kann, daß nur eine 
Behörde nachforschend und Beweise erhebend 
tätig wird, nämlich dann, wenn es sich um die 
Aufklärung desselben Sachverhalts oder um 
die Beschaffung derselben Urkunden handelt. 

2. Die sachliche Zuständigkeit Ist In allen Fäl- 
len, in denen ein Land Örtlich zuständig ist, 
den Behörden übertragen worden, die nach 
den Bestimmungen dieses Landes Einbürge- 
rungsbehörden sind, da auch die Ausschla- 
gungsverfahren insofern Einbürgerungsange- 
legenheiten sind, als sie die Ausschlagung 
eines Einbürgerungsangebotes des Staates 
zum Gegenstand haben. 

b) Ausschlagung 

Zu 5 14 

Trotz weitestgehender Erleichterung der Gel- 
tendmachung der Rechte aus diesem Gesetz 
ist für die nach Inkrafttreten des Gesetzes ab- 
zugebende Ausschlagungserklärung eine ge- 
wisse Formstrenge unerläßlich, weil die Folge 
der Ausschlagung In den meisten Fällen Staa- 
tenlosigkeit seit 10 und mehr Jahren sein 
dürfte und weil vermutlich der größere Teil 
derer, die von ihrem Ausschlagungsrecht Ge- 
brauch machen werden, nicht im Inland lebt, 
so daß Identitätsnachweise nicht entbehrt 
werden können. 
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Für die Geltendmachung des Einbürgerungs- 
anspruchs Ist dagegen Verzicht auf Formbe- 
dürftigkeit vertretbar. Die wenigsten dieser 
Antragsteller haben ihren dauernden Aufent- 
halt im Ausland. Für die sowjetisch besetzte 
Zone und die polnisch oder sowjetisch ver- 
walteten Gebiete Deutschlands wären Form- 
vorschriften zwecklos. Im Bundesgebiet ist 
Nachprüfung möglich. 

Zu <5 15 

Es entspricht allgemeinen Rechtsgrundsätzen, 
bei unverschuldeter Fristversäumnis eine 
Nachholungsfrist einzuräumen. 

Bei den Bewohnern der Sowjetzone urfd der 
fremdverwalteten deutschen Gebiete spricht 
die Vermutung dafür, daß sie die Fristver- 
säumnis nicht verschuldet haben. Deshalb un- 
terstellt das Gesetz zur Vermeidung von ver- 
mutlich nicht erfüllbaren Beweisanforderun- 
gen, daß In diesen Fällen immer ein unver- 
schuldetes Hindernis vorliegt. 

Aus denselben Erwägungen Ist davon abge- 
sehen worden, die Nachholungsfrist durch 
Bestimmung eines absoluten Enddatums zu 
begrenzen. Die damit verbundene Hinaus- 
schiebung der Bereinigung der Staatsange- 
hörigkeitsverhältnisse muß um der Belange 
der betroffenen Personenkreise willen In 
Kauf genommen werden. 

Zu § 16 

Es liegt nicht nur Im Interesse des einzelnen, 
sondern auch im Interesse des Staates, daß der 
Wille der durch die Sammeleinbürgerungen 
Betroffenen möglichst in jedem Fall Berück- 
sichtigung finden kann, „um so eine völker- 
rechtlich unangreifbare Basis für die Anerken- 
nung der deutschen Staatsangehörigkeit aller 
zwangseingebürgerten Personen deutscher 
Volkszugehörigkeit zu schaffen^' (vgl. die 
Entscheidung des BVerfG vom 28. Mai 1952). 
Deshalb ist jede vertretbare Erleichterung der 
Geltendmachung des Individuellen Willens 
am Platz. Ein Irrtum in Zuständigkeitsfragen 
wird daher für unschädlich erklärt. 

Zu § 17 

Da seit Beginn der Sammeleinbürgerungen 
10 bis 14 Jahre verstrichen sind, sind zahl- 
reiche Ausschlagungsberechtigte nicht mehr 
am Leben; weitere bis zum Inkrafttreten des 
Gesetzes sterben oder zwar die Verkündung 
des Gesetzes noch erleben, aber sterben, ehe 


sie von ihrem Ausschlagungsrecht Gebrauch 
gemacht oder den Verzicht auf das Ausschla- 
gungsrecht erklärt haben. 

Für den in § 17 umrissenen Personenkreis 
kann es aber, z. B. unter erbrechtlidien Ge- 
sichtspunkten, von entscheidender Bedeutung 
sein, dem auf Aussdilagung gerichteten Wil- 
len des Erblassers, den er vor seinem Tode 
nicht geltend machen konnte oder mit Rück- 
sicht auf die noch laufende Frist bisher nidit 
geltend gemacht hat, noch Geltung zu ver- 
schaffen. 

Zu S 18 

Es muß damit gerechnet werden, daß Aus- 
sdilagungscrklärungen unter Verletzung der 
Form- und Fristvorschriften oder von Perso- 
nen abgegeben werden, die kein Ausschla- 
gungsrecht haben oder es nicht hinreichend 
beweisen können. Daher kann der Nachweis 
für die Abgabe der Ausschlagungserklärung 
nicht schon als Nachweis für den Nichterwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit anerkannt 
werden. Als Nachweis gilt vielmehr nur die 
„Ausschlagungsurkunde“, die von der nach 
^ 13 zuständigen Behörde ausgestellt wird, 
falls die vorzunehmende Prüfung ergibt, daß 
eine rechtswirksame Ausschlagung vorliegt. 
Die Ungewißheit In der Zeit zwischen der 
Abgabe der Ausschlagungserklärung und der 
Erteilung der Ausschlagungsurkunde ist zu- 
mutbar, weil die Zahl der Ausschlagungen 
voraussichtlich nicht sehr groß sein wird, so 
daß ihre bevorzugte Prüfung möglich sein 
müßte. 

Zu S 19 

Irrtum, Zwang und Drohung liegen für den 
Personenkreis, für den ein Ausschlagungsrecht 
in Betracht kommt, näher, als es sonst bei 
Willenserklärungen der Fall Ist. Andererseits 
erfordert die Rechtssicherheit vor allem in 
Status- Angelegenheiten die Ausräumung jeder 
Ungewißheit. Deshalb wird das Anfechtungs- 
recht an Form und Frist gebunden, damit 
wenigstens In absehbarer Zeit endgültig Klar- 
heit besteht. 

c) Einbürgerung 

Zu S 20 

Das Erfordernis, daß der Einbürgerungsbe- 
werber keine Gefahr für die innere oder 
äußere Sicherheit des Staates bedeuten darf, 
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führt dazu, daß die §§ 6 und 8 keinen unbe- 
dingten Einbürgerungsanspruch gewähren, 
sondern für ein beschränktes Ermessen Spiel- 
raum lassen. Daher ist die Zustimmung des 
Bundesministers des Innern gemäß ^ 3 der 
Verordnung vom 5. Februar 1934 notwen- 
dig. 

Wegen der möglichen Vielzahl der zustim- 
mungsbedürftigen Einbürgerungen nach § 6 
und § 8 erscheint es unzweckmäßig, den Bun- 
desminister des Innern mit der Erteilung der 
Zustimmung zu belasten. Andererseits kann 
auf eine gewisse Gleichmäßigkeit der Hand- 
habung um so weniger verzichtet werden, als 
die Maßstäbe erst herausgearbeitet werden 
müssen. Beiden Notwendigkeiten wird am 
besten dadurch Rechnung getragen, daß an 
Stelle des Bundesministers des Innern das 
Bundesamt für Staatsangehörigkeitsangelegen- 
heiten (vgl. Begründung zu § 13, Nr. 1 
Abs. 2) tätig wird. 

Zu S 21 

Während sich die Wirkung der Ausschlagung 
auf den Ausschlagenden beschränkt, erstreckt 
sich die auf Grund der §§ 6 und 8 erfolgende 
Einbürgerung grundsätzlich auf die Ab- 
kömmlinge, die kraft elterlicher Gewalt nach 
§11 Abs. 1 der Vertretungsbefugnis des Ein- 
gebürgerten unterstehen. 

Die Beschränkung der Aussdilagungswirkung 
auf die Person des Berechtigten entspricht der 
Regelung des Reichs- und Staatsangehörig- 
keitsgesetzes bezüglich der Entlassung aus der 
deutschen Staatsangehörigkeit (§ 23 Abs. 2 
RuStAGesetz). 

Dagegen weicht die Regelung der Einbürge- 
rungswirkungen von den Wirkungen einer 
Einbürgerung gemäß §§ 8 oder 13 RuStAGe- 
setz insofern ab, als für die Beschränkung der 
Erstreckung nicht das Ermessen der Behörde 
(vgl. § 16 Abs. 2 des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes), sondern der Wille des 
vertretungsberechtigten Elternteils maßgeb- 
lich ist. Zur Vermeidung von Mißbräuchen 
bedarf der Ausschluß eines Kindes der Ge- 
nehmigung des Vormundschaftsgerichts. 

Zu S 22 

Die Personen, denen in den §§ 6 und 8 ein 
Einbürgerungsanspruch eingeräumt wird, 
leben zu einem beträchtlichen Teil in 
Deutschland außerhalb der Bundesrepublik. 
Das gilt vor allem für die durdi § 6 erfaßten 


Deutschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit, 
weil Art. 116 Abs. 1 GG nicht auf die Auf- 
nahme im Bundesgebiet, sondern auf die Auf- 
nahme im Gebiet des Deutschen Reiches nach 
dem Stande vom 31. Dezember 1937 abstellt. 
Die Grenzen, die der Überprüfung von An- 
trägen gesetzt sind, die aus Gebieten außer- 
halb der Bundesrepublik kommen, erfordern 
um so mehr Berücksichtigung, als die einmal 
verliehene deutsche Staatsangehörigkeit nicht 
aberkannt werden kann (Art. 16 Abs. 1 Satzl 
GG). 

Der Weg der Beschränkung des Einbürge- 
rungsanspruchs auf in der Bundesrepublik 
lebende Deutsche ohne deutsche Staatsange- 
hörigkeit ist schon deswegen nicht gangbar, 
weil das Grundgesetz zwischen den Flücht- 
lingen und den Vertriebenen deutscher Volks- 
zugehörigkeit, die in Deutschland außerhalb 
der Bundesrepublik Zuflucht gefunden haben, 
und denen, die in der Bundesrepublik aufge- 
nommen worden sind, ausdrücklich keinen 
Unterschied macht. 

Die gleichen Nachprüfungsschwierigkeiten 
werden bei einem großen Teil der Anträge 
gegeben sein, die gemäß § 9 vom Ausland her 
gestellt werden. Nach den bisherigen Erfah- 
rungen wird die Hauptzahl solcher Anträge 
aus Jugoslawien und Österreich einlaufen. 
Wenn auch in Jugoslawien inzwischen eine 
deutsche Botschaft zur Verfügung steht, so 
dürfte sie doch schwerlich in der Lage sein, 
viel zur Erforschung der Verhältnisse beizu- 
tragen, ganz abgesehen davon, daß nach den 
Angaben des Bundesministers für Vertrie- 
bene jetzt schon weit mehr als 10 000 Volks- 
deutsche in Jugoslawien um den Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit bemüht sind. 

Bei dieser Sachlage kann nicht darauf verzich- 
tet werden, Einbürgerungen nach § 6, § 8 
oder § 9 nichtig sein zu lassen, wenn eine 
wesentliche materielle Einbürgerungsvoraus- 
setzung gefehlt hat und für eine Konversion 
der Einbürgerung in eine solche nach dem 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz kein 
Raum Ist, 

Zu Abschnitt V 

Zu § 23 

Das Gesetz dient der Beseitigung von Kriegs- 
folgen. Es liegt überdies nicht weniger im 
Interesse des Staates als des einzelnen Betrof- 
fenen. Aus beiden Gründen ist Gebühren- 
freiheit gerechtfertigt. Dazu kommt, daß die 


14 



Mittellosigkeit eines großen Teils der Antrag- 
steller dazu führen könnte, daß Einbürge- 
rungsberechtigte ihre Ansprüche aus Geld- 
mangel nicht geltend machen können. 

Zu § 24 

Es muß damit gerechnet werden, daß das 
Gesetz, durch das das Bundesamt für Staats- 
angehörigkeitsangelegenheiten errichtet wer- 
den soll, erst nach dem Gesetz über die Be- 
reinigung der Staatsangehörigkeit verabschie- 
det wird. Für diesen Fall sollen die Aufgaben 
des Bundesamtes übergangsweise durch den 
Bundesminister des Innern wahrgenommen 
werden, der ohne Errichtung des Bundes- 
amtes zuständig sein würde (vgl. Begründung 
zu § 13, Nr. 1 Abs. 2 und zu § 20). 

Zu § 25 

Die Notwendigkeit stellvertretenden Tätig- 
werdens einer Bundesinstanz in allen Staats- 
angehörigkeitsangelegenheiten, für die infolge 
der Teilung Deutschlands und der Unterstel- 
lung östlicher und westlicher Gebiete unter 
fremde Verwaltung die zuständige Staatsan- 
gehörigkeitsbehörde nicht angerufen werden 
kann oder für die infolge Wiederabtrennung 
von Randgebieten eine zuständige Staatsange- 
hörigkeitsbehörde nicht mehr vorhanden ist, 
besteht nicht nur im Rahmen des Staatsan- 
gehörigkeitsbereinigungsgesetzes, sondern ist 
bei den Staatsangehörigkeitsangelegenheiten 
außerhalb dieses Gesetzes in gleicher Weise 
gegeben. Es handelt sich im wesentlichen um 
Anträge auf Ausstellung von Staatsangehörig- 
keitsurkunden zum Nachweis des Besitzes 
der deutschen Staatsangehörigkeit, um An- 
träge rassisch, religiös oder politisch Verfolg- 
ter, die einen Einbürgerungsanspruch aus 
Art. 116 Abs. 2 Satz 1 GG geltend machen, 
um verhältnismäßig zahlreiche Wiederein- 
bürgerungsanträge früherer deutscher Staats- 
angehöriger sowie um Entlassungsanträge. 
Fiaben die Antragsteller ihren dauernden 
Aufenthalt in der sowjetisch besetzten Zone, 
dem sowjetisch besetzten Sektor Berlins oder 
den fremd verwalteten deutschen Gebieten 
oder leben sie zwar Im Ausland, hatten aber 
ihren letzten inländischen Aufenthalt dort, 
so wären Ihre Anträge nach den geltenden 
Zuständigkeitsbestimmungen dorthin zu 
richten. 

Zu § 26 

Die Verordnung zur Regelung von Staats- 
angehörigkeitsfragen vom 20. Januar 1942 ist 


umstritten. Es handelt sich um eine Verord- 
nung des Ministerrats für die Reichsverteidi- 
gung aus der Zeit nach Ablauf des Ermächti- 
gungsgesetzes. 

Der größere Teil Ihrer Bestimmungen Ist 
gegenstandslos geworden, nämlich 

§ 3: wonach ein minderjähriger Volksdeut- 
scher Umsiedler, der auf Grund eines 
zwischenstaatlichen Vertrages umgesie- 
delt wird, zur Stellung des Einbürge- 
rungsantrages nicht der Zustimmung 
seines gesetzlichen Vertreters bedarf, 

§ 4: der bestimmt, daß ein fremder Volks- 
zugehöriger, der aus Deutschland aus- 
gesiedelt wird, die deutsche Staatsange- 
hörigkeit verliert, 

§ 5: durch den § 26 des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes — der bestimmte, 
daß ein militärpflichtiger Deutscher 
seine Staatsangehörigkeit bei Verletzung 
der Militärdienstpflicht oder bei Fah- 
nenflucht verliert — außer Kraft ge- 
setzt und die auf Grund des § 26 in 
der Vergangenheit erloschene deutsche 
Staatsangehörigkeit wiederhergestellt 
wird. 

Für einen weiteren Teil der Bestimmungen 
besteht kein Bedürfnis mehr. Flierher gehört 
§ 2, der den RMdl ermächtigte, Länder zu 
bezeichnen, deren Staatsangehörigkeit in Ab- 
weichung von § 25 Abs. 1 RuStAGesetz auch auf 
Antrag erworben werden kann, ohne daß da- 
mit der Verlust der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit verbunden Ist. Ebenfalls hierher ge- 
hört § 1 Abs. 3, der dem RMdl die Befugnis 
einräumte, ganzen Gruppen von Ausländern, 
die in einem unter deutscher Fiohelt stehen- 
den Gebiet ihre Niederlassung haben oder aus 
einem solchen Gebiet stammen, durch eine 
allgemeine Anordnung die deutsche Staatsan- 
gehörigkeit zu verleihen und im Einzelfall die 
Möglichkeit des Widerrufs binnen 10 Jahren 
vorzubehalten. 

Der noch verbleibende § 1 Abs. 1 wider- 
spricht möglicherweise den allgemeinen Re- 
geln des Völkerrechts, die gemäß Art. 25 GG 
dem innerstaatlichen deutschen Recht Vor- 
gehen. Es bestimmt nämlich, daß jeder Aus- 
länder auch ohne Begründung einer Nieder- 
lassung Im Inland eingebürgert werden kann, 
während es eine allgemeine Regel des Völker- 
rechts sein dürfte, daß die Staatsangehörig- 
keit nur solchen Personen verliehen werden 
darf, die irgendeinen rechterheblichen An- 
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knüpfungspunkt an den verleihenden Staat 
haben. Als solcher käme z. B. die deutsche 
Volkszugehörigkeit in Betracht. § 1 Abs. 1 
der Verordnung vom 20. Januar 1942 ver- 
langt einen solchen Anknüpfungspunkt nicht. 

Zu § 27 

Nach herrschender Auffasung widerspricht 
das Institut der „Staatsangehörigkeit auf Wi- 
derruf“ dem Wesen des deutsdien Staatsan- 


gehörigkeitsrechtes. Aber auch abgesehen 
hiervon ist für die Staatsangehörigkeit auf 
Widerruf in der Bundesrepublik Deutschland 
kein Raum, weil das Grundgesetz in Art. 16 
Abs. 1 die Aberkennung der deutschen Staats- 
angehörigkeit ausdrücklich verbietet. Der 
Widerruf einer — wenn auch bei der Ein- 
bürgerung durch einen dahingehenden Vor- 
behalt eingeschränkten — deutschen Staats- 
angehörigkeit käme rechtlich einer Aberken- 
nung gleich. 
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Anlage 2 


BUNDESRAT 


Bonn, den 24. April 1953 


Änderungsvorschläge 

zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Regejung von Fragen der Staatsangehörigkeit 


1 . § 1 

a) In Absatz 1 unter Buchstabe e) wird 
folgende neue Vorschrift eingefügt; 
„e) Verordnung über den Erwerb der 

Staatsangehörigkeit in den befrei- 
ten Gebieten der Untersteiermark, 
Kärntens und Krains vom 14. 
Oktober 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 648)," 

Begründung: 

Es handelt sich um eine sowohl Im 
Interesse des betroffenen Personen- 
kreises als auch der Verwaltungs- 
praxis notwendige Ergänzung. 

Der bisherige Buchstabe e wird 
Buchstabe f. 

b) In Absatz 1 letzter Halbsatz werden 
hinter den Worten: „erklärt haben“ 
die Worte: „oder erklären" einge- 
fügt. 

Begründung: 

Die Einfügung soll Mißverständnis- 
sen Vorbeugen und den Übergang zu 
der In den §§ 5 und 14 vorgesehenen 
Regelung erleichtern. 

2 . §3 

Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 
„Er verliert eine gemäß Art. 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes etwa erlangte Rechts- 
stellung." 

Begründung: 

Die Einfügung soll dazu beitragen, klare 
Verhältnisse zu schaffen. Der Ersatz- 
status des Art. 116 GG kann nicht auf- 
rediterhalten werden, wenn der Berech- 
tigte die deutsche Staatsangehörigkeit 
ausgeschlagen hat. 


3. § 6 

Es wird folgender neuer Absatz 3 ange- 
fügt: 

„(3) Die R’echtsstellung als Deutscher 
im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes geht verloren, wenn nicht bis 
zu 2 Jahren nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes um Verleihung der deutschen 
Staatsangehörigkeit nachgesucht wird." 

Begründung: 

Der Zusatz soll, wie der Zusatz im § 3, 
dazu' beitragen, klare Verhältnisse zu 
schaffen und Zweifelsfragen auszuschlie- 
ßen, die bei der Durchführung des 
Art. 116 in der Praxis aufgetreten sind. Die 
Beseitigung des Ersatzstatus des Art. 116 
entspricht auch dem Interesse der Ver- 
triebenen. 

4. §9 

a) Das Wort: „Bundesgebiet" wird er- 
setzt durch die Worte: „Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder im 
Lande Berlin". 

Begründung: 

Die Einfügung dient der Einbezie- 
hung des Landes Berlin. 

b) Es wird folgender neuer Satz ange- 
fügt: 

„Wird die Einbürgerung beantragt, so 
kann in bestehender Ehe der Ehe- 
gatte, der nicht deutscher Volks- 
zugehöriger Ist, ebenfalls vom Aus- 
lande her einen Einbürgerungsantrag 
stellen." 

Begründung: 

Die Einfügung erscheint billig und 
zweckmäßig. 
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5. §11 

Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 wird wie 
folgt neu gefaßt; 

„wenn dieser die Sorge für die Person 
des Kindes zusteht“. 

Begründung: 

Die Änderung dient der Klarstellung. 
Anpassung an den Sprachgebrauch des 
BGB. 

6. § 13 

Absatz 3 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(3) Ergibt sich aus Absatz 1 oder Ab- 
satz 2 die Zuständigkeit einer Behörde 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes oder hatten der Erklärende oder 
der Antragsteller oder seine Eltern oder 
Großeltern niemals ihren dauernden 
Aufenthalt in Deutschland, so ist die 
Bundesstelle für Staatsangehörigkeits- 
angelegenheiten bei dem Bundesminister 
des Innern zuständig.“ 

Begründung: 

Die Einrichtung eines besonderen Bun- 
desamtes für Staatsangehörigkeitsange- 
legenheiten erscheint, wie bereits bei der 
Beratung des Bundeshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1953 zu Einzelplan 06 
Kapitel 0612 zum Ausdruck gebracht 
worden ist, nicht erforderlich. Es er- 
scheint außerdem nicht zweckmäßig, die 
Zuständigkeit der Bundesstelle über den 
im Rderlaß des RMdl v. 16. September 
1938 betr. Zuständigkeiten in Staats- 
angehörigkeitssachen (MBliV. S. 1568) 
in Verbindung mit § 4 der VO v. 5. Fe- 
bruar 1934 über die Deutsche Staats- 
angehörigkeit (Reichsgesetzbl. I S. 85) 
festgelegten Rahmen hinaus auszudehnen. 

7. § 15 

Es wird folgender neuer Absatz 3 ange- 
fügt: 

„(3) Entsprechendes gilt für die Frist 
nach § 6 Abs. 3.“ 

Begründung: 

Folge der Einfügung eines Absatzes 3 
in § 6. 


8. § 18 

Der letzte Satz wird wie folgt neu gefaßt: 

„Nur durch diese Ausschlagungsurkunde 
kann der Nachweis des Nichterwerbs der 
deutschen Staatsangehörigkeit erbracht 
werden.“ 

Begründung: 

Die Neufassung soll Mißverständnissen 
Vorbeugen. 

9. S 20 

wird gestrichen. 

Begründung: 

Folge der Änderung des § 13 Abs. 3. 
Gegen § 20 bestehen auch verfassungs- 
rechtliche Bedenken. 

10 . § 22 

a) In Absatz 1 werden vor dem Wort: 
„Tatsachen“ die Worte eingefügt: 
„durch das Verschulden des Antrag- 
stellers“. 

Begründung: 

Es entspricht der Billigkeit, die Fol- 
gen nadi ^ 22 Abs. 1 nur bei einem 
Verschulden des Antragstellers ein- 
treten zu lassen. 

b) Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 werden 
wie folgt neu gefaßt: 

„(2) Die Unwirksamkeit ist durch 
förmliche Entscheidung auszuspre- 
chen. Die Entscheidung kann nur bis 
zum Ablauf von fünf Jahren nach er- 
folgter Einbürgerung ergehen; sie be- 
darf der Zustellung an den Betroffe- 
nen. 

Begründung: 

Für die hier gedachte Entscheidung 
kann der Begriff „Beschluß“, der in 
Verwaltung und Rechtsprechung einen 
ganz bestimmten Inhalt erhalten hat, 
nicht verwandt werden. 

11. S 24 

wird gestrichen. 

Begründung: 

Folge der Neufassung des § 13 Abs. 3. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 


I 

Den Änderungsvorschrägen zu Nr. 2, 3, 6 
(soweit ein Rückgriff auf Vorfahren vorge- 
sehen ist) und 7 kann die Bundesregierung 
nicht zustimmen. 

Zu Nr. 2 (betr. § 3) 

Die Ausschlagung der kollektiv verliehenen 
deutschen Staatsangehörigkeit braucht nicht 
ein unfreundlicher Akt gegenüber Nadi- 
kriegsdeutschland zu sein. Der Ausschlagende 
soll daher nicht schlechter gestellt werden, als 
er stehen würde, wenn er — wie das Völker- 
recht es fordert — schon anläßlich der kollek- 
tiven Verleihung der deutschen Staatsange- 
hörigkeit die Möglichkeit gehabt hätte, sei- 
nen gegenteiligen Willen geltend zu machen, 
und von diesem Recht Gebrauch gemacht 
hätte. Trotz der Ausschlagung wäre er jetzt 
Deutscher im Sinne von Art. 116 Abs. 1 GG, 
wenn er als Flüchtling oder Vertriebener 
deutscher Volkszugehörigkeit in Deutschland 
Aufnahme gefunden hat. 

Zu Nr. 3 (betr. § 6) 

Die Bundesregierung hält es nicht für gerecht- 
fertigt, die Flüchtlinge und Vertriebenen, die 
fast ausnahmslos den Wunsch haben, in ihre 
Fieimat, in der sie als Volksdeutsche Minder- 
heit lebten, zurückzukehren (Ungarndeutsche, 
Rumäniendeutsche), vor die Notwendigkeit 
zu stellen, die Verleihung der deutschen 


Staatsangehörigkeit zu beantragen und damit 
möglicherweise ihr Heimatrecht zu gefährden. 

Dazu kommt, daß es sich infolge der grund- 
sätzlichen Anerkennung der Rechtswirksam- 
keit der Kollektiveinbürgerungen bei den 
Deutschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit 
nur noch um zahlenmäßig nicht sonderlich 
ins Gewicht fallende Gruppen handelt. Nach 
den Erfahrungen der Flüchtlings- und Staats- 
angehörigkeitsbehörden warten viele Ange- 
hörige dieser Gruppen auf die Möglichkeit 
des erleichterten Erwerbs der deutschen Staats- 
angehörigkeit. 

Nach Ablauf von 2 oder 3 Jahren dürfte es 
sich übersehen lassen, ob die Zahl der Ver- 
triebenen, die von dem Einbürgerungsanspruch 
nicht Gebrauch gemacht haben, so gering ist, 
daß die gesetzliche Beseitigung des Ersatz- 
status eines Deutschen ohne deutsche Staats- 
angehörigkeit vertretbar ist. 

Zu Nr. 6 (betr. § 13) 

Die ernstlichen Bedenken, die gegen die 
Handhabung der örtlichen Zuständigkeit in 
Staatsangehörigkeitsangelegenheiten nadiMaß- 
gabe des Runderlasses des Reichsministers des 
Innern vom 16. September 1938 bestehen, 
sind in der Begründung der Regierungsvor- 
lage zu § 13 eingehend dargelegt. Wenn es 
dabei verbleiben würde, daß für einen An- 
tragsteller, der selbst nie in Deutsdiland 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt ge- 
habt hat, die Staatsangehörigkeitsbehörden 
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der letzten Inländischen Niederlassung seines 
Vaters, seiner Mutter und seiner Großeltern, 
also möglicherweise 6 verschiedene Behörden 
nach seiner Wahl, zuständig sind, so würde 
angesichts der Völkerwanderung, die in den 
letzten Kriegsjahren begann und deren Ende 
noch nicht abzusehen ist, in vielen Fällen 
nicht mehr nachprüfbar sein, ob eine Status- 
änderung erfolgt Ist. 

Gegen den Vorschlag, von der Errichtung 
eines Bundesamtes für Staatsangehörigkeits- 
angelegenhelten als Bundesbehörde Abstand 
zu nehmen und es für die Staatsangehörig- 
keitsangelegenheiten, für die kein Land zu- 
ständig ist, bei der Zuständigkeit des Bundes- 
ministers des Innern selbst zu belassen, wer- 
den im Rahmen dieses Gesetzes Bedenken 
nicht geltend gemacht. 


Zu Nr. 7 (betr. § 15) 

Der Änderungsvorschlag ist gegenstandslos, 
da der Vorschlag zu Nr. 3, dem § 6 einen 
Absatz 3 anzufügen, von der Bundesregierung 
nicht angenommen wird. 

II 

Im übrigen bestehen keine Bedenken. 

III 

Der Anregung des Bundesrates, auch der 
durch Art. 3 Abs. 2, Art. 117 Abs. 1 GG ge- 
änderten Rechtslage Rechnung zu tragen (vgl. 
Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 
24. April 1953 S. 216 C), konnte die Bundes- 
regierung leider nicht entsprechen, weil der 
Bundesrat diese Anregung nicht zum Beschluß 
erhoben hat. 


20 



